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Tagesordnung: 
 
öffentliche Sitzung: 
 
1 Einwohnerfragestunde 
2 Maßnahmen Doppelhaushalt 2019/2020 (Vorlagen-Nr.: 1094/14-19) 
3 Neustrukturierung der kommunalen Holzvermarktung  

hier: Bildung einer regionalen Holzvermarktungsgesellschaft (Vorlagen-Nr.: 
1101/14-19) 

4 Übertragung der Aufgabe Leerrohrmasterplan  auf die Verbandsgemeinde Un-
kel (Vorlagen-Nr.: 1102/14-19) 

5 Erstellung eines Baumkatasters (Vorlagen-Nr.: 1113/14-19) 
6 Bauleitplanung der Stadt Unkel 

Antrag auf Bebauungsplanänderung 
"Wochenendplatz-Gut Haanhof"/1. Änderung (Vorlagen-Nr.: 1114/14-19) 

7 Bauanträge/Bauvoranfragen 
7.1 Bauanträge / Bauvoranfragen (Vorlagen-Nr.: 1117/14-19) 
7.2 Bauanträge / Bauvoranfragen (Vorlagen-Nr.: 1118/14-19) 
7.3 Bauanträge / Bauvoranfragen (Vorlagen-Nr.: 1119/14-19) 
7.4 Bauanträge / Bauvoranfragen (Vorlagen-Nr.: 1120/14-19) 
7.5 Bauanträge / Bauvoranfragen (Vorlagen-Nr.: 1124/14-19) 
7.6 Bauanträge / Bauvoranfragen (Vorlagen-Nr.: 1125/14-19) 
7.7 Bauanträge / Bauvoranfragen (Vorlagen-Nr.: 1129/14-19) 
7.8 Bauanträge / Bauvoranfragen (Vorlagen-Nr.: 1130/14-19) 
7.9 Bauanträge / Bauvoranfragen (Vorlagen-Nr.: 1131/14-19) 
7.10 Bauanträge / Bauvoranfragen (Vorlagen-Nr.: 1135/14-19) 
7.11 Bauanträge / Bauvoranfragen (Vorlagen-Nr.: 1136/14-19) 
7.12 Bauanträge / Bauvoranfragen (Vorlagen-Nr.: 1137/14-19) 
7.13 Bauanträge / Bauvoranfragen (Vorlagen-Nr.: 1139/14-19) 
7.14 Antrag auf wasserrechtliche Genehmigung/Beteiligung der Stadt Unkel (Vorla-

gen-Nr.: 1140/14-19) 
7.15 Antrag auf wasserrechtliche Genehmigung/Beteiligung der Stadt Unkel (Vorla-

gen-Nr.: 1138/14-19) 
8 Mitteilungen und Anfragen 

 
 
nichtöffentliche Sitzung: 
 
9 Mitteilungen und Anfragen 

 
 
Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung, begrüßt die Anwesenden und stellt die ordnungsge-
mäße Einladung und die Beschlussfähigkeit des Stadtrates Unkel fest. Änderungen und Er-
gänzungen der Tagesordnung werden nicht gewünscht; die vorgegebene Tagesordnung 
wird einstimmig angenommen. 
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TOP 1 Einwohnerfragestunde 

 
 
Zu diesem Tagesordnungspunkt erfolgen keine Anfragen. 

 
 
 
TOP 2 Maßnahmen Doppelhaushalt 2019/2020 

 
 
Zur Vorbereitung des Doppelhaushaltes 2019/2020 wurde seitens der Stadt Unkel  
sowie der Verbandsgemeindeverwaltung Unkel im Januar 2018 ein vorberatendes Haus-
haltsgespräch geführt. 
In diesem Gespräch haben sich die nachfolgenden Maßnahmen/Projekte zur evtl. Veran-
schlagung im Doppelhaushalt 2019/2020 schwerpunktmäßig herauskristallisiert. 
 
Investive Maßnahmen: 
 

- Neugestaltung Rheinpromenade (HH-Jahr 2019) 
- Neuanschaffung Anhänger Bau- und Betriebshof (HH-Jahr 2019)  
- Siebengebirgsstraße (HH-Jahr 2019) 
- Neubau Kindergarten, Planungskosten (HH-Jahr 2019) 
- Erneuerung Straßenbeleuchtung Merowinger Straße (HH-Jahr 2019) 
- BPL „Im Brücher“, Erschließung und Ausgleichsflächen (HH-Jahr 2020) 
- Neuanschaffung kippbare Heckmulde Bau- und Betriebshof (HH-Jahr 2020) 
- Neubau Kindergarten, Baukosten (HH-Jahr 2020) 
- St. Pantaleonstraße/Corneliaweg, Straßenneugestaltung inkl. Straßenbeleuchtung 

(HH-Jahr 2020) 
- Graf-Blumenthal-Straße, Erneuerung Straßenbeleuchtung und Gehweg sowie Verle-

gung Medienrohr (HH-Jahr 2020) 
 
Konsumtive Maßnahmen: 
 

- Erneuerung Elektro-Festplatzanschlüsse Willy-Brandt-Platz (HH-Jahr 2019) 
- BPL „Im Brücher“, Umringsvermessung, Umlegung, Rodung (HH-Jahr 2019),  
- Errichtung Sozialraum Bau- und Betriebshof (HH-Jahr 2019) 
- Eingangsschild Kindergarten (HH-Jahr 2019) 
- Sanierung Neven-Du-Mont-Platz, Verfugung Natursteinpflaster (HH-Jahr 2019) 
- Erneuerung Heizungsanlage Rathaus evtl. gemeinsam mit VG-Rathaus (HH-Jahr 

2019) 
- Erneuerung Heizungsanlage Verabschiedungshalle Friedhof (HH-Jahr 2019) 
- Sanierung Willy-Brandt-Platz, Verfugung Natursteinpflaster (HH-Jahr 2020) 
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Um ggf. unnötigen Arbeitsaufwand (Planungen, Kostenfeststellungen etc.) zu vermeiden, 
bedarf es einer grundsätzlichen Entscheidung der Ortsgemeinde für welche Maßnah-
men/Projekte eine Aufnahme in den Doppelhaushalt 2019/2020 wahrscheinlich ist und dem-
entsprechend eine Kostenermittlung seitens der Verwaltung oder eines Planungs- od.  In-
genieurbüros erfolgen kann. 

Zu diesem Tagesordnungspunkt reichen die Fraktion der CDU und die Fraktion der SPD 
jeweils einen Antrag ein. Die CDU plädiert dafür, als zusätzliche Maßnahme die Verkehrs-
wegesicherung der als Schulweg genutzten Verbindung zwischen Freibad und Bahnstrecke 
in die Planungen aufzunehmen. 
 
Fraktionsvorsitzender Alfons Mußhoff fragt zudem an, welcher Typus von Heizung für die 
Installation in der Verabschiedungshalle angedacht ist bzw. ob eine  kostengünstige Ergän-
zung der vorhandenen Strahler nicht ausreiche. Weiterhin bittet er um Darstellung der Not-
wendigkeit zur Erneuerung der Straßenbeleuchtung. Herr Mußhoff weist schließlich auf eine 
erforderliche Sanierung des Pflasters in den Straßen Franz-Hermann-Kemp-Straße, Alter 
Kirchweg und Fritz Henkel Straße hin und plädiert dafür, die Erneuerung des Pflasters mit 
den vorhandenen Mitteln zu begleichen. 
 
Der Vorsitzende regt hinsichtlich der Wegesicherung einen Ortstermin im Rahmen der 
nächsten Sitzung des Hauptausschusses und des Wirtschaftsförderungs-, Planungs- und 
Bauausschusses  an. Er verweist darauf, dass das Baumaterial bereits vorhanden sei und 
die Ausführung noch ausstehe. 
 
Der Vorsitzende erklärt, dass die zu einem Großteil über 40 Jahre alten Straßenleuchten 
sukzessive erneuert würden und verliest dazu die Stellungnahme der Verwaltung: 
 
„In den letzten Jahren wurden alle Straßenlaternen umgerüstet, bei denen sich die Umrüs-
tungskosten über die Einsparung der Energiekosten im Hinblick auf die Restlebensdauer 
der Leuchte amortisieren. Die anderen, über 40 Jahre alten Laternen sollten nach und 
nach erneuert werden (Schäden, Überschreitung der tech. Lebensdauer, hoher Stromver-
brauch, HQL-Verbot, keine Ersatzteile verfügbar, etc.) 
 
Nach erfolgter Erneuerung der Straßenbeleuchtung in den Straßen: 
 
Finkenweg 
Amselweg 
Am Turm 
Nachtigallenweg 
Eschenbrenderstraße mit Stichstraßen 
Schaaffhausenstraße 
Von-Bothwell-Straße 
Carl-Loewe-Straße 
Kaufmannweg 
Von-Droste-Hülshoff-Straße 
Beethovenstraße 
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Auf dem Rheinbüchel (2018) 
 
waren daher angedacht: 
 
Merowinger Straße (45 Jahre alt) 
Graf-Blumenthal-Straße, Teilstück Eschenbrenderstraße bis Linzer Straße, ausgenommen 
Kreuzungsbereich Eschenbrenderstraße/Graf-Blumenthal-Straße (46/47 Jahre alt)  
 
um damit ein großes, zusammen hängendes Gebiet abzuschließen zu können. 
 
Mit Durchführung der Maßnahmen „St. Pantaleonstraße“ und „Corneliaweg“ (im Rahmen 
der Stadtkernsanierung) wären dann, bis auf die „Fritz-Henkel-Straße“  und einige Einzel-
leuchten, ALLE über 40 Jahre alten Leuchten im Stadtteil Unkel erneuert.“ 
 

Zum Zustand der Heizung in der Verabschiedungshalle verweist der Vorsitzende darauf, 
dass diese nicht mehr statthaft sei und zudem einen hohen Energieverbrauch ausweise. 
Herr Schmitz regt die Einrichtung einer Infrarotheizung an, Herr Plöger unterstreicht in die-
sem Zusammenhang, dass die neue Heizung in jedem Fall modernen Standards entspre-
chen werde und kurzfristig gemäß Bedarf flexibel genutzt werden könnte. Eine Gasheizung 
komme nicht in Frage. 
 
Inhalt des SPD-Antrags sind zum einen die Anschaffung von Defibrillatoren zur Installation 
in jedem Stadtteil im öffentlichen Raum sowie die Erstellung eines Fahrradwegekonzeptes 
für die Stadt und zum anderen zwei Modelle zur Projektanschubfinanzierung. Bei Letztge-
nanntem handelt es sich um Ko-Finanzierungen zur a) Förderung Unkeler Künstler und b) 
zur Förderung des Erscheinungsbildes durch floristische Maßnahmen. 
 
Herr Euskirchen erklärt, dass die Anträge nicht im Einklang mit den zu behandelnden Ta-
gesordnungspunkten stünden. Herr Mußhoff verweist darauf, dass die Anträge inhaltlich in 
die Kategorie freiwilliger Leistungen fallen würden und äußert Zweifel daran, dass die Kom-
munalaufsicht diese Leistungen bewilligen würde. 
 
Der Vorsitzende verweist darauf, dass der Tagesordnungspunkt im Sinne einer Vorschlags-
liste der Verwaltung einzustufen sei. Die Verwaltung benötige Planungssicherheit, um kei-
nen unnötigen Zeitaufwand zu betreiben. Die endgültige Entscheidung darüber welche Pro-
jekte der Agenda letztendlich tatsächlich realisiert würden, wäre in gesonderten  Sitzungen 
zu treffen. 
 
Vor dem Hintergrund, dass im Rahmen der nächsten Sitzung der o.a. Ausschüsse ein Orts-
terin an der Wegeführung zwischen Freibad und Bahn stattfinden soll, wird folgender Be-
schluss zur Abstimmung gestellt:   
 
 
Beschluss-Nr. 344/14-19:  
Der Stadtrat beschließt die Verwaltung um Ermittlung der Kosten für die nachfolgend auf-
geführten Maßnahmen/Projekte zu bitten: 
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Investive Maßnahmen: 
 

Neugestaltung Rheinpromenade (HH-Jahr 2019) 
Neuanschaffung Anhänger Bau- und Betriebshof (HH-Jahr 2019)  
Siebengebirgsstraße (HH-Jahr 2019) 
Neubau Kindergarten, Planungskosten (HH-Jahr 2019) 
Erneuerung Straßenbeleuchtung Merowinger Straße (HH-Jahr 2019) 
BPL „Im Brücher“, Erschließung und Ausgleichsflächen (HH-Jahr 2020) 
Neuanschaffung kippbare Heckmulde Bau- und Betriebshof (HH-Jahr 2020) 
Neubau Kindergarten, Baukosten (HH-Jahr 2020) 
St. Pantaleonstraße/Corneliaweg, Straßenneugestaltung inkl. Straßenbeleuchtung (HH-

Jahr 2020) 
Graf-Blumenthal-Straße, Erneuerung Straßenbeleuchtung und Gehweg sowie Verlegung 

Medienrohr (HH-Jahr 2020) 
 
Konsumtive Maßnahmen: 
 

Erneuerung Elektro-Festplatzanschlüsse Willy-Brandt-Platz (HH-Jahr 2019) 
BPL „Im Brücher“, Umringsvermessung, Umlegung, Rodung (HH-Jahr 2019),  
Errichtung Sozialraum Bau- und Betriebshof (HH-Jahr 2019) 
Eingangsschild Kindergarten (HH-Jahr 2019) 
Sanierung Neven-Du-Mont-Platz, Verfugung Natursteinpflaster (HH-Jahr 2019) 
Erneuerung Heizungsanlage Rathaus evtl. gemeinsam mit VG-Rathaus (HH-Jahr 2019) 
Erneuerung Heizungsanlage Verabschiedungshalle Friedhof (HH-Jahr 2019) 
Sanierung Willy-Brandt-Platz, Verfugung Natursteinpflaster (HH-Jahr 2020) 

 
 
Abstimmungsergebnis: 
17 Ja-Stimmen 
Einstimmig 
 
 
 
TOP 3 Neustrukturierung der kommunalen Holzvermarktung  

hier: Bildung einer regionalen Holzvermarktungsgesellschaft 
 
 
 
Auszüge aus dem Gesamtkonzept der Lenkungsgruppe des Landes Rheinland-Pfalz, 
des Gemeinde- und Städtebundes und des Waldbesitzerverbandes für Rheinland-
Pfalz zur Neuausrichtung der Holzvermarktung in Rheinland-Pfalz 
 
Seit vielen Jahren wird das Holz aus dem Gemeindewald, aus dem Staatswald und aus 
Teilen des Privatwalds gemeinsam vermarktet.  
Das für Kartellsachen zuständige Oberlandesgericht Düsseldorf hat in seiner Entscheidung 
vom 15. März 2017 (VI-Kart 10/15 (V)) dem Land Baden-Württemberg die gemeinsame 
Rundholzvermarktung aus Staats- und Nichtstaatswald wegen Verstoßes gegen Artikel 101 
Abs. 1 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union untersagt, soweit eine 
Körperschaft, ein Privatwaldbesitzer oder ein forstwirtschaftlicher Zusammenschluss jeweils 
über eine Waldfläche von über 100 ha verfügen. 
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Das Gericht wertet die gebündelte Holzvermarktung durch die baden-württembergischen 
Einheitsforstämter als ein „Vertriebskartell“, in dem wettbewerbsbeschränkende Abspra-
chen insbesondere betreffend Preisen und Absatzmengen getroffen würden. 
 
Die Bündelung und gemeinsame Vermarktung von Holz aus verschiedenen Besitzarten, wie 
in Rheinland-Pfalz praktiziert, wird vom Bundeskartellamt kritisch bewertet, soweit be-
stimmte Betriebsgrößen überschritten werden. Zur Vermeidung rechtlicher Unsicherheiten 
und aus organisatorischen Gründen hat die Landesregierung entschieden, dass sich Lan-
desforsten insgesamt aus der Holzvermarktung für den Körperschaftswald und den Privat-
wald ab dem 01.01.2019 zurückziehen wird. 
 
Zur Umsetzung dieses Entschlusses hat die Landesregierung von Rheinland-Pfalz einen 
Gesetzentwurf in den Landtag eingebracht, durch den die gesetzliche Verpflichtung von 
Landesforsten zur kostenfreien Holzvermarktung im Körperschaftswald gestrichen werden 
soll. 
 
Der Staatswald produziert und vermarktet als größter rheinland-pfälzischer Waldbesitzer 
aus eigenen Wäldern etwa 1 Mio. fm Holz pro Jahr. Das Bundeskartellamt hält Zusammen-
schlüsse kleinerer Waldbesitzer jedenfalls bis zu einer Größe/Vermarktungsmenge von ca. 
250.000 fm Holz zur Gewährleistung einer spürbaren Wettbewerbsbelebung für zulässig, 
vgl. Ziffer 2 der mit dem Bundeskartellamt besprochenen „Zehn Eckpunkte zur Neustruktu-
rierung der Holzvermarktung in Rheinland-Pfalz“ vom Oktober 2017 (Anlage). 
Weiterhin muss jeder Waldbesitzende die freie Entscheidung haben, in welcher Weise er 
sein Holz vermarkten will und ob bzw. wie er sich mit anderen körperschaftlichen oder pri-
vaten Waldbesitzenden hierzu zusammenschließen will (vgl. Ziffer 8 der zehn Eckpunkte).  
 
Ziel der Neuausrichtung der rheinland-pfälzischen Holzvermarktung ist eine spürbare Bele-
bung des Wettbewerbs auf dem Holzmarkt. Zur Wahrung des kartellrechtlich gebotenen 
„Geheimwettbewerbs“ sollen selbstständige und unabhängige Vermarktungsorganisationen 
entstehen. Deshalb werden die Prozesse „Waldpflege/Holzbereitstellung“ und „Holzver-
marktung“ klar voneinander getrennt. 
 
In Rheinland-Pfalz gibt es rund 2.000 kommunale Waldbesitzer mit einer Waldfläche von 
durchschnittlich knapp 200 ha. Diese kommunalen Waldbesitzenden waren bereits bisher 
frei in der Entscheidung, ob sie ihr Rundholz über Landesforsten oder auf anderem Wege 
vermarkten. Aktuell gibt es nur rund 30 kommunale Waldbesitzer, die ihr Holz selbst ver-
markten oder sonstige Wege gewählt haben. Alle übrigen haben sich für die Vermarktung 
über Landesforsten entschieden (Geschäftsbesorgungsvertrag gemäß § 27 Abs. 3 Lan-
deswaldgesetz).  
 
Gemäß Ziffer 2 der „Zehn Eckpunkte“ soll dauerhaft relevanter Wettbewerb auf dem Holz-
markt entstehen. Dies setzt wettbewerbsfähige Vermarktungsstrukturen voraus.  
Der Übergang der Holzvermarktung vom Land auf die neuen Holzvermarktungsorganisati-
onen soll soweit wie möglich „nahtlos“ erfolgen. Damit eine Vermarktungsorganisation lang-
fristig auf dem Holzmarkt als selbstständiger Anbieter wirtschaftlich erfolgreich sein kann, 
sollte sie über eine so große Verkaufsmenge verfügen, dass sie in allen wichtigen Sortimen-
ten für mehrere Kunden ein attraktiver Lieferant ist, insbesondere auch in Zeiten eines Käu-
fermarktes, z. B. nach Kalamitäten (Massenerkrankung von Waldbeständen). Zur Attraktivi-
tät des Lieferanten gehört eine im Jahresverlauf möglichst kontinuierliche Lieferfähigkeit.  
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Die neuen Vermarktungsorganisationen benötigen ein Mindestmaß an Flexibilität, sich im 
Wettbewerb zu anderen Verkaufsorganisationen wie auch im Wettbewerb untereinander 
schnell an sich ändernde Bedingungen anpassen zu können. 
 
Eine langfristige Wettbewerbsfähigkeit setzt eine Holzvermarktungsmenge von ca. 200.000 
fm voraus. 
 
Bei dieser Mindestmenge bleibt das Brennholz, das an örtliche Endkunden zum Eigenver-
brauch verkauft wird, unberücksichtigt. Es soll vor Ort durch die kommunalen Waldbesitzen-
den selbst vermarktet werden. 
 
Unterhalb dieser Mindestmenge führt die für die Holzvermarktung typische Kostenstruktur 
mit relativ hohen Fixkostenanteilen zu einem deutlichen Anstieg der spezifischen Vermark-
tungskosten. Ausgehend von erheblichen Konzentrationen auf der Käuferseite sind Ver-
marktungsorganisationen, die nur wenige 1.000 fm vermarkten, nur solange auf dem Holz-
markt überlebensfähig, wie eine Unterversorgung der Holzkäufer (Verkäufermarkt) existiert, 
wie dies derzeit z. B. auf dem Nadelstammholzmarkt derzeit der Fall ist. Eine Lieferbestän-
digkeit ist bei zu geringem Mengenangebot nicht gegeben; zudem stehen die kundenseiti-
gen Kosten insbesondere bei Bürgschaftsstellung bei kleinen Anbietern außer Verhältnis 
zur angebotenen Holzmenge.  
 
Um ausreichende Mindestmengen zu erreichen, sollte die Erfüllung der Aufgabe Holzver-
marktung auf der Grundlage interkommunaler Zusammenarbeit erfolgen. 
 
Hierzu könnten sich die in der Karte dargestellten fünf Vermarktungsregionen unter Berück-
sichtigung der zu erwartenden Vermarktungsmengen, der Verbandsgemeinde- und Forst-
amtsgrenzen sowie regionaler Besonderheiten und geografischer Zusammenhänge bilden.  
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Innerhalb jeder Region ist unter Berücksichtigung der im Privatwald bereits existierenden 
Vermarktungsstrukturen (DWH Wald und Holz Forst-Service GmbH, PWH Prümer Wald und 
Holz GmbH und EWH Eifel Wald und Holz GmbH mit ihrer zentralen Vermarktungsorgani-
sation Forstwirtschaftliche Vereinigung Eifel sowie F.V. Holzvermarktungsgesellschaft Pfalz 
GmbH und Holzvermarktungsgesellschaft Westerwald Sieg GmbH) mit vermarktungsfähi-
gen Holzmengen von durchschnittlich 200.000 fm auszugehen. 
 
Ausgehend von den vorgenannten Anforderungen ist die von Land und GStB eingesetzte 
Lenkungsgruppe zu dem Ergebnis gekommen, dass die neuen kommunalen Holzvermark-
tungsorganisationen als interkommunale Kooperation in der Rechtsform der GmbH geführt 
werden sollen.  
 
Als öffentlich-rechtliche Organisationsformen kommen aber auch der Zweckverband und 
die Gemeinsame Anstalt des öffentlichen Rechts (gAöR) in Betracht. Beide werden jedoch 
als letztlich nicht geeignet angesehen. Der Zweckverband ist in seinen Strukturen recht eng 
an die Strukturen der kommunalen Entscheidungsprozesse und Rechnungslegung ange-
lehnt. Er gilt daher gerade für wirtschaftliche Aufgaben - insbesondere in Ansehung notwen-
diger schneller Entscheidungen - erfahrungsgemäß als zu „schwerfällig“.  
 
Demgegenüber wäre die gemeinsame AöR als rechtlich und organisatorisch verselbstän-
digte Einrichtung für die hier anstehenden Aufgaben im Hinblick auf eine sehr marktnahe 
Tätigkeit grundsätzlich als geeignet anzusehen. Gegen die gemeinsame AöR spricht aller-
dings ganz maßgeblich der Umstand, dass - im Gegensatz beispielsweise zur GmbH - so-
wohl die Aufnahme als auch das Ausscheiden eines Anstaltsträgers gemäß § 14b Abs. 5 
Satz 1 KomZG der Zustimmung aller Träger bedarf und somit ein entsprechender Beschluss 
in jedem einzelnen Stadt-, Gemeinde- oder Verbandsgemeinderat jedes einzelnen Trägers 
gefasst werden müsste.  
 
Aus dem Bereich der privatrechtlichen Organisationsformen kommen im Wesentlichen die 
Genossenschaft und die GmbH in Betracht. Die Genossenschaft ist allerdings aus Gründen 
aus dem Bereich des Kommunalverfassungsrechts sowie der Praktikabilität nicht geeignet. 
Problematisch sind insbesondere das Prinzip der Stimmengleichheit aller Mitglieder, die 
zwingende Einrichtung eines Aufsichtsrats, der zwingend zweiköpfige Vorstand (Kosten), 
die zwingende Angehörigkeit zum genossenschaftlichen Prüfungsverband sowie nicht zu-
letzt die fehlende Möglichkeit der Haftungsbeschränkung.  
 
Für die GmbH spricht neben der Beschränkung der Haftung zugunsten ihrer Gesellschafter 
auf das eingebrachte Stammkapital insbesondere der weite Rahmen für die konkrete Aus-
gestaltung der Gesellschaftsstrukturen und der Jahresabschlussprüfung, die hohe Flexibili-
tät im Hinblick auf gegebenenfalls notwendige Anpassungen an sich ändernde Marktgege-
benheiten und die guten Steuerungsmöglichkeiten der Gesellschafter.  Zu beachten bei der 
GmbH ist jedoch, dass die Mehrheit der Gesellschafter Kommunen sind, um vergaberecht-
lich ein sogenanntes „In-house-Geschäft“ bei der Beauftragung der Gesellschaft zur Holz-
vermarktung zu erhalten, welches ein aufwendiges Vergabeverfahren entbehrlich wird.  
 
Daher sollen die neuen kommunalen Holzvermarktungsorganisationen als interkommunale 
Kooperationen in der Rechtsform der GmbH geführt werden. 
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Im Bereich der verbandsfreien Gemeinden und kreisfreien Städte sollen die kommunalen 
Waldbesitzer unmittelbar Gesellschafter werden; im Falle der Ortsgemeinden sollen die je-
weiligen Verbandsgemeinden Gesellschafter werden. 
 
Aufgabe der neuen kommunalen Vermarktungsorganisationen ist die Vermarktung des Hol-
zes der beteiligten kommunalen Waldbesitzenden; die Holzbereitstellung erfolgt wie bisher 
durch das Forstamt aufgrund von § 27 Landeswaldgesetz. Zu den Aufgaben der Vermark-
tungsorganisation gehört insbesondere der Abschluss der Kaufverträge, alle vertragsrele-
vanten Anpassungen im Zuge der Holzbereitstellung, die Koordination des Mengenflusses 
an die Käufer (incl. Mengenausgleich) sowie die Fakturierung.  
Die Erlöse aus dem Holzverkauf stehen - wie bisher und unverändert - ausschließlich dem 
kommunalen Waldbesitzer zu und fließen - wie bisher und unverändert - unmittelbar vom 
Holzkäufer in die kommunale (Einheits-)Kasse.  
 
Die Vermarktungsorganisation verkauft das Holz namens und im Auftrag der Waldbesitzen-
den, analog zur bisherigen Durchführung des Holzverkaufs durch Landesforsten.  
Unverändert bleiben insbesondere auch die kommunalen Entscheidungsbefugnisse bezüg-
lich der Waldbewirtschaftung, das sind insbesondere die mittelfristige Betriebsplanung (For-
steinrichtung), die jährliche Wirtschaftsplanung, die Revierabgrenzung bzw. die Bildung 
kommunaler Forstreviere sowie die Möglichkeit, eigene Waldarbeiter zu beschäftigen und 
Forstunternehmer selbst zu beauftragen. 
  
In Bezug auf die Verwertung des Rundholzes kommt es sogar zu einer Erweiterung der 
Einflussmöglichkeiten des einzelnen Waldbesitzers: Während sich die kommunalen Wald-
besitzer bei Übertragung auf Landesforsten der dort einheitlichen Vermarktungsstrategie 
unterworfen haben (bzw. mussten), haben sie als Gesellschafter ihrer „eigenen“ Vermark-
tungsorganisation nun die Möglichkeit, die Vermarktungsstrategie aktiv mitzugestalten. Dies 
gilt nicht nur für die unmittelbaren Gesellschafter, sondern auch im Falle der Ortsgemeinden 
als mittelbare Gesellschafter über ihre jeweilige Verbandsgemeinde, beispielsweise in Form 
eines Beirats.  
 
Der kommunale Waldbesitz ist in Rheinland-Pfalz überwiegend auf der Ebene der Ortsge-
meinden angesiedelt. Sie beschließen den jährlichen Wirtschaftsplan im Gemeinderat. Da-
raus ergeben sich im Hinblick auf die Beteiligung an der Vermarktungsorganisation einige 
Besonderheiten: 
 
Förderung kommunaler Vermarktungsorganisationen  
Die geplante Verwaltungsvorschrift „Förderung zum Aufbau von Holzvermarktungsstruktu-
ren“ deckt die Förderung des Aufbaus und Betriebes kommunaler Vermarktungsorganisati-
onen ab.  
Die Zuwendung soll beihilferechtlich aufgrund von Ziffer 2.6 der Rahmenregelung der Euro-
päischen Union für staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten 
2014-2020 (2014/C 204/01), nachfolgend „EU-Rahmenregelung“ genannt, gewährt werden 
(Förderung der Zusammenarbeit von Akteuren im Forstsektor). Die geplante Verwaltungs-
vorschrift wird der EU-Kommission zur Genehmigung vorgelegt („Notifizierung“) werden, die 
folgenden Ausführungen erfolgen daher unter entsprechendem Vorbehalt.  
 
Nach den Vorgaben der EU-Rahmenregelung beträgt die Förderhöchstgrenze bis zu 100% 
der zuwendungsfähigen Aufwendungen bei einer Förderdauer von maximal 7 Jahren. 
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Zuwendungsfähige Aufwendungen sind insbesondere Personalkosten, Büroausstattung 
einschließlich Hard- und Software, Miete, Nebenkosten für Bürobedarf, Fernmelde- und 
Postgebühren, ein Dienstwagen, Absatzfördermaßnahmen sowie Wirtschaftsprüfungs-, 
Steuer- und Rechtsberatungskosten.  
 
Wichtigste Eingangsgröße für die Förderung ist die zu erwartende Vermarktungsmenge, die 
die neu zu gründende Vermarktungsorganisation für die ihr angeschlossenen Kommunen 
vermarkten wird.  
Die Förderhöchstsumme von 500.000,- € pro Jahr soll bei einer Vermarktungsmenge von 
mindestens 200.000 fm pro Jahr für Aufbau und laufenden Betrieb der Organisation gewährt 
werden.  
 
Die Förderung setzt erst bei einer prognostizierten Mindestvermarktungsmenge von 
100.000 fm pro Jahr ein. Darunter liegende Vermarktungsmengen sind nicht förderbar! Bei 
der Mindestvermarktungsgrenze von 100.000 fm pro Jahr beträgt die Förderhöchstsumme 
250.000,- € pro Jahr. Die Fördersumme steigt dann linear je 1.000 fm prognostizierter Ver-
marktungsmenge um 2.500 Euro bis zum Erreichen der Höchstfördersumme von 500.000,- 
€ an.  
Damit wird eine Lenkungswirkung hin zu tendenziell größeren, am Markt wettbewerbsfähi-
gen Organisationen gewährt.  
Die Förderung erfolgt aus Mitteln des kommunalen Finanzausgleichs (LFAG).  
 
Die bereits bestehenden Vermarktungsorganisationen, die Holz einzelner Kommunen oder 
mehrerer Kommunen im Verbund vermarkten, bedürfen keiner Anschubfinanzierung. 
 
 
Brennholz-Abgabe an örtliche Endkunden für den Eigenverbrauch  
Angesichts der Größe der jeweiligen Vermarktungsregion einerseits und der Ortsgebunden-
heit der Brennholzabgabe an Endverbraucher andererseits erscheint die Vermarktung die-
ses Segmentes (landesweit ca. 300.000 fm, jedoch verteilt auf rund 1.500 bis 2.000 Ge-
meinden) durch die kommunalen Holzvermarktungsorganisationen nicht praktikabel. Sie 
dürfte daher auf Akzeptanzprobleme der Bevölkerung stoßen.  
Die Abgabe von Brennholz an örtliche Endverbraucher sollte daher bei der waldbesitzenden 
Kommune belassen werden. Sie bestimmt Preise, Lose und Abgabe(höchst)mengen (z. B. 
durch Bekanntgabe im örtlichen Amtsblatt) sowie die Abwicklung des Kaufvertrages (Lis-
tenerfassung, Zahlungsüberwachung etc.).  
Die Brennholzbereitstellung erfolgt als Teil der Produktion („forstliche Leistungen im Wald“) 
durch die Revierleiter. Auch die Überwachung der privaten Brennholz-Selbstwerber im Wald 
durch den zuständigen Revierleiter oder die zuständige Revierleiterin zählt zum Revier-
dienst. 
 
Situation in unserer Verbandsgemeinde 
Die vorstehenden Ausführungen treffen auch für die waldbesitzenden Gemeinden in unse-
rer Verbandsgemeinde zu. Unter den Vorgaben zur Förderung der Vermarktungsorganisa-
tionen ist es ratsam, dass die Holzvermarktung in einem größtmöglichen Rahmen erfolgen 
sollte. Die Bürgermeister der Verbandsgemeinden im Kreis Neuwied haben sich darauf ver-
ständigt, ähnlich wie bei dem Breitbandausbau, eine gemeinsame Beschlussvorlage zu er-
arbeiten und in die Beratung und Beschlussfassung der Ortsgemeinden zu geben. Ohne 
eine Beteiligung der Ortsgemeinden und deren Zustimmung ist eine gesicherte langfristige 
Aufgabenwahrnehmung nicht möglich.  
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Der Forstbetrieb ist keine originäre Aufgabe der Verbandsgemeinden, vielmehr handelt es 
sich um eine Selbstverwaltungsaufgabe der Ortsgemeinden, vgl. § 26 LWaldG . Alle wichti-
gen Entscheidungen bezüglich der Bewirtschaftung sollen durch die Ortsgemeinde getrof-
fen werden. 
 
Nach § 27 Abs. 2 LWaldG  obliegt es der Gemeinde, die Walderzeugnisse zu verwerten. 
Diese Verwertung wurde bisher durch einen Vertrag dem Forstamt übertragen. Der Über-
tragung ging eine Willensbildung der Gemeinde voraus.  
 
Gleichwohl muss anerkannt werden, dass die Ortsgemeinden keine eigene Verwaltung zur 
Aufgabenerfüllung haben. In diesem Fall greift dann die Regelung von § 68 Abs. 5 GemO 
und § 68 Abs. 1 GemO, die Verbandsgemeindeverwaltung führt die Verwaltungsgeschäfte 
der Ortsgemeinden und ist dabei an die Beschlüsse der Ortsgemeinderäte gebunden.  
Dies vorausgeschickt und unter Berücksichtigung der Auszüge aus dem Gesamtkonzept 
bietet sich für unsere Verbandsgemeinde der Anschluss an eine größtmögliche Holzver-
marktungsorganisation an. Im Kreis Neuwied wurden im Jahre 2016 rund 60.000 fm Holz 
geerntet.  
Davon fielen auf die Verbandsgemeinde Unkel 3.115 fm im Jahr 2016. Die Einzelmengen 
der in den Verbandsgemeinden erzielten jährlichen Holzerntemengen bieten keine Grund-
lage einer wirtschaftlichen Verwertung.  
 
Die Holzmenge im Landkreis gesamt würde kaum ausreichen, um für den Landkreis eine 
eigene Organisation aufzubauen. Demnach sollten, insbesondere um die Marktstellung 
nicht zu schwächen, die benachbarten Kreise (Altenkirchen = 6.300 fm, Westerwald = 
138.000 fm, Rhein-Lahn = 68.000 fm) in die Überlegungen mit einbezogen werden. Nur bei 
dieser Größenordnung könnte auch die höchstmögliche Förderung zum Aufbau der Ver-
marktungsorganisation erreicht werden. Insbesondere nach Beendigung der Förderung 
müssen die anfallenden Kosten der Vermarktung pro Festmeter aufgebracht werden. Da 
die Kosten, insbesondere der Personalaufwand, aber nicht linear zur Vermarktungsmenge 
sinken, spricht gerade dieser Umstand für eine größtmögliche Vermarktungsorganisation. 
Aufgrund des derzeitigen Kenntnisstandes ist der Zusammenschluss zu einer gemeinsa-
men Holzvermarktungsorganisation für den Bereich „Westerwald – Taunus“ anzustreben.  
 
Der räumliche Zuschnitt wird nochmals über den nachstehenden Kartenausschnitt erkenn-
bar. 
 
 
__________________________ 



1 § 26 LWaldG – Zielsetzung für den Körperschaftswald 
(1) In der Gesamtheit seiner Wirkungen ist der Körperschaftswald dem Gemeinwohl verpflichtet. 
(2) Der Gemeindewald hat den Interessen der Gemeinde und der örtlichen Bevölkerung zu dienen. Er soll als wertvoller Bestandteil des Gemeinde-
vermögens erhalten werden. Im Übrigen Körperschaftswald ist der Zweckbestimmung des Körperschaftsvermögens Rechnung zu tragen. 
(3) Im Körperschaftswald bestimmen die Waldbesitzenden die Ziele und die Bewirtschaftungsintensität im Rahmen der Gesetze selbst. Dabei ist ein 
bestmögliches Verhältnis von Aufwand und Ertrag anzustreben; insbesondere sollen strukturelle Nachteile durch Zusammenschlüsse ausgeglichen 
werden. 
1 § 27 LWaldG - Leistungen des Forstamtes im Körperschaftswald 
(1) Die forstfachliche Leitung wird im Körperschaftswald vom Forstamt ausgeübt. Sie umfasst Planung, Durchführung und Überwachung sämtlicher 
forstlicher Arbeiten sowie den jährlichen Nachweis der Betriebsergebnisse. 
(2) Die Körperschaft verwertet die Walderzeugnisse, begründet und beendigt Arbeitsverhältnisse, vergibt Aufträge an Unternehmen und beschafft 
die für den Forstbetrieb notwendigen Geräte und Materialien. Das Forstamt berät die Körperschaft, soweit diese die Aufgaben selbst wahrnimmt. 
(3) Die Verwertung des Holzes kann dem Forstamt durch Vertrag übertragen werden; die Übertragung auf ein staatliches Forstamt kann nur im 
Rahmen der Holzverwertung des Landes erfolgen. Die Verwertung der sonstigen Walderzeugnisse und die übrigen in Absatz 2 genannten Aufgaben, 
mit Ausnahme der Begründung und Beendigung von Arbeitsverhältnissen, können dem Forstamt ebenfalls durch Vertrag übertragen werden. Das 
Forstamt kann das Übernahmeverlangen der Körperschaft nach Satz 1 nicht ablehnen. Bei Übertragung auf ein staatliches Forstamt haftet das Land 
nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. Bei Vertragsverhältnissen gegenüber Dritten bleibt die Körperschaft auch dann Vertragspartner, wenn die 
Durchführung dem Forstamt übertragen ist. 
(4) Körperschaft und Forstamt haben in allen die Waldbewirtschaftung betreffenden Angelegenheiten zusammenzuarbeiten und sich gegenseitig 
die notwendigen Informationen bereitzustellen. 
(5) Die Leistungen des staatlichen Forstamtes nach den Absätzen 1 bis 4 sind kostenfrei. 
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Beschluss-Nr. 345/14-19:  
 
Die landesweite Holzvermarktung kann zum 01.01.2019 aus kartellrechtlichen Gründen 
nicht mehr erfolgen. Das Land Rheinland-Pfalz wird durch die Änderung des § 27 LWaldG 
die Holzvermarktung für den Gemeindewald nicht mehr übernehmen. Die Stadt Unkel hat 
keine eigene Verwaltung, die Aufgabe der Holzvermarktung obliegt somit gemäß § 68 Abs. 
1 und Abs. 5 GemO der Verbandsgemeindeverwaltung, ohne dass es sich um eine eigene 
Aufgabe der Verbandsgemeinde Unkel handelt. Die Stadt Unkel spricht sich für einen größt-
möglichen Zusammenschluss von Gemeinden zur Holzvermarktung aus.  
 
Gemäß den vorgenannten Maßgaben wird die Verbandsgemeindeverwaltung Unkel beauf-
tragt, im Namen der Stadt Unkel alle weiteren Schritte im Rahmen der Neustrukturierung/- 
organisation der Holzvermarktung abschließend durchzuführen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
17 Ja-Stimmen 
Einstimmig 
 
 
 
TOP 4 Übertragung der Aufgabe Leerrohrmasterplan  auf die Verbandsgemeinde 

Unkel 
 
 
 
Im Rahmen des  Breitbandausbauprojekts im Landkreis Neuwied (Kreiscluster) wurden alle  
Kabelverzweiger mit einer Glasfaserleitung versorgt (FTTC-Ausbau). Dieser Ausbau stellt 
die Grundvoraussetzung einer späteren Erschließung der Grundstücke bzw. Gebäude mit 
Glasfaserleitungen (FTTH-Ausbau) dar. 
 
Bei zukünftigen Tiefbaumaßnahmen sollte die Verbandsgemeinde Unkel bereits jetzt ent-
sprechende Mitverlegungsmaßnahmen von Leerrohren für den Glasfaserausbau berück-
sichtigen. Hierzu sollte für die gesamte Verbandsgemeinde eine FTTB-Netzdetailplanung, 
sog. Leerrohrmasterplan, erstellt werden, um zu gewährleiten, dass die Mitverlegung pas-
siver digitaler Infrastruktur dazu dient, später tatsächlich eine FTTB-Netz bis in jedes Haus 
zu erstellen.  
 
Der Bund fördert diese Beratungsleistungen mit 50.000 € je Verbandsgemeinde. Ein För-
derantrag wurde von der Verbandsgemeinde Unkel bereits gestellt. Ein Eigenanteil ist nicht 
zu leisten.  Sobald ein solcher Masterplan vorliegt, könnten die seitens der Stadt Unkel und 
der Ortsgemeinden bekundeten und vom Land geförderten Mitverlegungsmaßnahmen um-
gesetzt werden. 
 
Die Stadt Unkel  sollte diese Aufgabe auf die Verbandsgemeinde Unkel übertragen. Nach 
Erstellung des Masterplans wird über die weitere Vorgehensweise beraten und entschieden. 
Die Übertragung bezieht sich nur auf den Masterplan und nicht die sich anschließende Um-
setzung. 
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Die Verbandsgemeindeverwaltung wird über den weiteren Verlauf berichten.  
 

Kosten für die Stadt Unkel entstehen keine. 
 
 
Beschluss-Nr. 346/14-19:  
Dem Stadtrat Unkel wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Die Stadt Unkel spricht sich für  die Erstellung eines Leerrohrmasterplanes für den Glasfa-
serausbau in der Verbandsgemeinde Unkel aus. Die Aufgabe „Erstellung eines Leerrohr-
masterplans“  wird auf die Verbandsgemeinde Unkel übertragen. 
  
Abstimmungsergebnis: 
17 Ja-Stimmen 
Einstimmig 
 

Glasfaser-Netzarchitektur (Begriffserklärung) 

In der zukünftigen Breitband-Infrastruktur spielen Glasfaserkabel eine große Rolle. Um eine 
hohe Bandbreite bei den Teilnehmeranschlüssen zu erreichen, sind die Netzbetreiber ge-
zwungen, die "letzte Meile" im Festnetz von der reinen Kupferverkabelung auf Glasfaser-
verkabelung umzubauen. Die "letzte Meile" bezeichnet die Strecke der Leitung von der Ver-
mittlungsstelle bis zum Teilnehmeranschluss beim Kunden. 

Auf dem Weg zur vollständigen "Verglasung" gibt es mehrere Zwischenschritte, die eine 
Kombination aus Kupferkabel und Glasfaserkabel vorsehen. Im Folgenden werden Netzar-
chitekturen beschrieben, die Glasfaserkabel auf der "letzten Meile" zum Kunden verwenden. 

 FTTC - Fibre-to-the-Curb 
 FTTB - Fibre-to-the-Building 
 FTTH - Fibre-to-the-Home 
 FTTD - Fibre-to-the-Desk 

Für die verschiedenen Glasfaser-Netzarchitekturen gibt es unterschiedliche Übertragungs-
techniken und -systeme, die die Entfernung zwischen Vermittlungsstelle und Teilnehmeran-
schluss mit einer entsprechenden Kombination aus Glasfaser- und Kupferkabel überbrü-
cken. 

Klassisches Festnetz (zum Vergleich) 
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Typischerweise besteht das klassische Festnetz aus einer durchgängigen Kupferverkabe-
lung. Ausnahme ist die Vermittlungsstellte (VSt). Die wird seit der Digitalisierung des Tele-
fonnetzes mit Glasfaser angebunden. Der Rest der Strecke vom Teilnehmerendgerät (TE) 
zum Teilnehmeranschluss (TA), APL (Anschlusspunkt Linientechnik), zum Kabelverzweiger 
(KvZ) am Straßenrand bis zur Vermittlungsstelle (VSt) besteht ausschließlich aus Kupfer-
kabel. 

 Festnetz 
 ISDN - Integrated Services Digital Network 
 DSL - Digital Subscriber Line 

Kurz zu Erläuterung: Das Teilnehmerendgerät (TE) ist zum Beispiel ein Telefon, ein PC oder 
ein Router, der den Übergang in ein lokales Netzwerk darstellt. Der Teilnehmeranschluss 
(TA) ist die Anschlussdose ab der der Endkunde seine eigenen Endgeräte anschließen darf. 
Im Festnetz ist das die TAE-Dose. Der APL ist ein Übergabepunkt innerhalb eines Gebäu-
des in dem verschiedene Teilnehmeranschlüsse zusammenlaufen. In der Regel ist das ein 
einfacher Verteiler, der sich im Keller befindet. Der Kabelverzweiger (KvZ) ist ein grauer 
Verteilerkasten am Straßenrand, der mehrere Gebäude oder Straßenzüge mit einem Haupt-
kabel von der Vermittlungsstelle (VSt) verbindet. 

FTTC - Fibre-to-the-Curb 

 
Fibre-to-the-Curb (FTTC) oder Fibre-to-the-Cabinet (FTTC) bedeutet "Glasfaser bis zum 
Bordstein/Straßenrand". Die VDSL-Infrastruktur der Deutschen Telekom in den Großstäd-
ten Deutschlands ist eine typische FTTC-Installation. 
In der FTTC-Architektur endet das Glasfaserkabel in einem grauen Kasten, im Kabelver-
zweiger (KvZ), der am Straßenrand steht. Von diesem Anschlussverteiler aus werden die 
vorhandenen Kupferkabel bis zum Kunde weiter verwendet. Im Kabelverzweiger ist dafür 
eine aktive Komponente installiert, die die Signale von Glasfaser auf Kupferkabel bzw. um-
gekehrt umsetzt. Dazu unterscheidet sich auf beiden Seiten die Übertragungstechnik. Die 
Umsetzung ist recht aufwendig und erfordert aktive Komponenten. 
Weil die Hauptkabel im städtischen Bereich in Rohren verlegt sind, lassen sich hier Glasfa-
serkabel kostengünstig einziehen. Dazu werden Kanaldeckel geöffnet und in einem freien 
Rohr ein Glasfaserkabel bis zum nächsten Kanaldeckel eingezogen. 
Problematisch ist die Verkabelung zwischen Vermittlungsstelle (VSt) und Kabelverzweiger 
in ländlichen Gebieten. Dort ist das Kupferkabel meist direkt im Erdreich vergraben. Der 
Austausch durch ein Glasfaserkabel ist nicht so einfach möglich. Für die Verlegung eines 
Glasfaserkabels muss in der Regel das Erdreich aufgegraben werden. Die Kosten für einen 
Kilometer liegen bei 50.000 bis 100.000 Euro. 

 VDSL - Very High Speed Digital Subscriber Line 
 VDSL-Netzarchitektur 

  

https://www.elektronik-kompendium.de/sites/kom/0312101.htm
https://www.elektronik-kompendium.de/sites/kom/0304011.htm
https://www.elektronik-kompendium.de/sites/kom/0305232.htm
https://www.elektronik-kompendium.de/sites/kom/0305237.htm
https://www.elektronik-kompendium.de/sites/kom/0305236.htm
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FTTB - Fibre-to-the-Building / Fibre-to-the-Basement 

 
Fibre-to-the-Building (FTTB) bedeutet "Glasfaser bis zum Gebäude". Die FTTB-Architektur 
sieht vor, dass das Glasfaserkabel innerhalb des Gebäudes endet, in dem der Kunde seinen 
Anschluss hat. Genauer gesagt endet das Glasfaserkabel am APL (Abschlusspunkt Linien-
technik) bzw. HÜP (Hausübergabepunkt) oder in der Nähe davon. Der APL befindet sich 
meistens im Keller des Gebäudes. Innerhalb des Gebäudes wird die vorhandene Kupfer-
verkabelung verwendet, um bis in die Wohnungen zum Teilnehmeranschluss (TA) zu kom-
men. Dort wird ein IAD (Integrated Access Device) angebracht, an dem die Endgeräte an-
geschlossen werden. 
Die FTTB-Architektur kommt vorwiegend im städtischen Bereich zum Einsatz. Denkbar ist 
die Anbindung von Hochhäusern, Mehrfamilienhäusern oder Wohnanlagen, die aus vielen 
einzelnen Wohneinheiten bestehen. Meist steht der Kabelverzweiger oder die Vermittlungs-
stelle direkt vor dem Haus. Da bietet es sich an, von dort aus, ein Glasfaserkabel bis ins 
Gebäude zu verlegen. 
Innerhalb des Gebäudes werden die einzelnen Wohneinheiten über die bestehende haus-
interne Kupferverkabelung mit Internet versorgt. 

 G.fast / ITU-T G.9700 und G.9701 
 GPON - Gigabit Passive Optical Network (ITU-T G.984) 
 GEPON - Gigabit Ethernet Passive Optical Network (IEEE 802.3ah) 

FTTH - Fibre-to-the-Home 

 
 
Fibre-to-the-Home (FTTH) bedeutet "Glasfaser bis in die Wohnung". Die FTTH-Architektur 
sieht vor, dass das Glasfaserkabel in den Wohnungen des Kunden am Teilnehmeran-
schluss (TA) endet. In der Regel ist das eine Anschlussdose in der Wand, die sich an einer 
zentralen Stelle in der Wohnung befindet. 
Eine Variante davon ist FTTB (Fibre-to-the-Building oder Fibre-to-the-Basement). Hier en-
det das Glasfaserkabel hinter der Hauseinführung. Üblicherweise gibt es bei Einfamilien-
häusern keinen Unterschied zwischen FTTB und FTTH. Hier endet das Glasfaserkabel in 
der Regel immer hinter der Hauseinführung. Hier ist der APL (Abschlusspunkt Linientechnik) 
bzw. HÜP (Hausübergabepunkt) angebracht. Dahinter sitzt das ASG (anwendungsspezifi-
sche Gerät). Es handelt sich dabei um ein ONT, CPE, NTFA oder Fibre Node, die den Netz-
abschluss darstellen. Der ASG wird häufig mit dem IAD (Integrated Access Device) kombi-
niert. Der IAD ist ein Multifunktionsgerät, das vom Netzbetreiber oder Provider bereitgestellt 
wird. Im IAD sind die Zugangsdaten des Kunden gespeichert. 

  

https://www.elektronik-kompendium.de/sites/kom/2005121.htm
https://www.elektronik-kompendium.de/sites/kom/1403181.htm
https://www.elektronik-kompendium.de/sites/kom/1507291.htm
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Vom IAD werden Telefonanschlüsse über TAE und der Internetzugang über RJ-45 oder 
WLAN bereitgestellt. 
 

Für die Heimvernetzung braucht es ein Glasfaserkabel das die optischen Eigenschaften 
von Glasfaserkabel und die Biegsamkeit von Kupferkabel hat. In den Anwendungsberei-
chen von FTTH kommen wesentlich kleinere Biegeradien vor, als bei üblichen Glasfaser-
Installationen. Das Kabel muss dem Standard ITU-T-G.657B entsprechen. 

FTTH bedeutet nicht, dass von der Vermittlungsstelle bis zu jedem Kunden ein Glasfaser-
kabel verlegt wird. Von der FTTC-Architektur ausgehend, werden die Kupferkabel vom Ka-
belverzweiger bis zum Teilnehmeranschluss des Kunden durch ein Glasfaserkabel ersetzt. 
Im Kabelverzweiger wird durch einen optischen Splitter das Lichtsignal für alle ausgehenden 
Glasfaserkabel dupliziert. 

Auf der untersten Ebene der Glasfaserverkabelung konkurrieren zwei Systeme. Zum einen 
PON (PtMP) und PtP. PON ist eine Punkt-zu-Mehrpunkt-Topologie in Gruppen zu je 32 oder 
64 Teilnehmern. Hier teilen sich die Teilnehmer eine gemeinsame Glasfaser-Zuführung. Da-
gegen steht PtP-Ethernet, bei der jeder Teilnehmer seine eigene Glasfaser vom nächsten 
Netzknoten (VSt) bekommt. 

 PtP-Ethernet 
 GPON - Gigabit Passive Optical Network (ITU-T G.984) 
 GEPON - Gigabit Ethernet Passive Optical Network (IEEE 802.3ah) 

FTTD - Fibre-to-the-Desk 

 
Fibre-to-the-Desk (FTTD) bedeutet "Glasfaser bis zum Schreibtisch". Es handelt sich dabei 
um eine sogenannte "Vollverglasung", bei der die gesamte Übertragungsstrecke von der 
Vermittlungsstelle bis zum Schreibtisch aus Glasfaser besteht. Das bedeutet, auch von der 
Anschlussdose (TA) bis zum Endgerät (TE) wird ein Glasfaserkabel verwendet. 

 
 
 
Quelle: https://www.elektronik-kompendium.de/sites/kom/1403191.htm 
 
 
 
  
 
 
 
 
 

https://www.elektronik-kompendium.de/sites/kom/1507281.htm
https://www.elektronik-kompendium.de/sites/kom/1403181.htm
https://www.elektronik-kompendium.de/sites/kom/1507291.htm
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TOP 5 Erstellung eines Baumkatasters 

 
 
Die Stadt Unkel ist verpflichtet, die Verkehrssicherheit für Bäume in ihrem Eigentum zu ge-
währleisten.  
In Verbindung mit Gerichtsurteilen und Versicherungsfällen, die Personen- und Sachschä-
den durch herabfallendes Astwerk von städtischen/gemeindeeigenen Bäumen zum Gegen-
stand hatten, wurden die Städte/Gemeinden durch Gerichte und Haftpflichtversicherung da-
für sensibilisiert, dass die in der Vergangenheit durchgeführten Baumkontrollen sowohl vom 
Umfang, von den Intervallen als auch von der Dokumentation verbesserungswürdig sind.  
Um die Baumkontrollen zukünftig besser dokumentieren zu können, ist ein Baumkataster 
zu erstellen.  
 
Die Verbandsgemeinde lud diesbezüglich zu einer Informationsveranstaltung am 
07.03.2018 ein; es referierte Herr Braun von der GVV-Kommunalversicherung sowie Herr 
Gutbrod/zertifizierter Baumkontrolleur.  
 
Ein Baumkataster dient als Grundlage für Baumkontrollen in den durch verkehrliche Nut-
zung und durch Fuß- und Radfahrer hochfrequentierten Bereichen im Stadt- /Ortsgemein-
degebiet (Bäume an Straßen, Schulen, Kindergärten, Plätzen, öffentlichen Parks, Spielplät-
zen und Friedhöfen). 
 
Bei einem Baumkataster werden die Grunddaten eines Baumes aufgenommen, die vorhan-
denen Schäden beschrieben, die Vitalität/ das Risiko eingeschätzt sowie die daraus not-
wendigen Maßnahmen abgeleitet. 
Die Dokumentation dieser vorgenannten Daten erfolgt anhand eines digitalen Katasters mit 
geographischer Erfassung der Baumstandorte. 
 
Eine Grundlagenerfassung eines Baumkatasters ist mit dem vorhandenen Personal/Bauhof 
weder tatsächlich (Zeitfaktor/besondere Ausbildung und Zertifikationen) noch effizient zu 
leisten. Deshalb schlägt die Verwaltung nach Gesprächen mit anderen Kommunen, die die-
sen Weg bereits beschritten haben, vor, die Erstellung des Baumkatasters durch ein erfah-
renes Unternehmen/Firma durchführen zu lassen.  
 
In der Verbandsgemeindeverwaltung ist seit langem das System Magellan (Abwasser-
werk/Kanalkatasterverwaltung) als alleiniges Geoinformationssystem mit seinem für die 
Grundstücksverwaltung genutzten Ableger KomInfo in Gebrauch, vertrieben durch die 
Geoinform AG. 
 
Von der Firma Geoinform AG in Verbindung  mit dem Baumpflege- und Sachverständigen-
büro Gutbrod liegt der Verbandsgemeindeverwaltung ein Angebot über 5.115,81€ brutto 
zuzüglich 11,31€ brutto pro Baum vor. 
 
Eingeholte Vergleichsangebote sind  durch die digitale Grunderfassung, bzw. durch die Ein-
pflegung /Datenabgabe in das vorhandene GIS-System der Verbandsgemeindeverwaltung 
Unkel teurer und sind dauerhaft durch eine stets zu pflegende Schnittstelle teurer. 
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Der tatsächliche finanzielle Aufwand für das Baumkataster  steht in Abhängigkeit mit der 
Anzahl der zu erfassenden und zu kontrollierenden Bäume sowie des sich aus der Kontrolle 
ergebenden Maßnahmenkataloges.  Es ist nach Erfahrung anderer Gemeinden davon aus-
zugehen, dass in den ersten 1-2 Jahren gegenüber den Folgejahren erhöhte Pflegekosten 
auftreten. 
 
Weiterer Ablauf nach der Ersterfassung: 
Über Form und Umfang der  dann folgenden regelmäßigen Durchführung der Baumkontrol-
len wird erst dann entschieden werden, wenn der tatsächliche Bestand bzw. der erforderli-
che Aufwand dafür bekannt ist. 
 
 
Zur Finanzierung/Teilfinanzierung der vorgenannten Maßnahme stehen aus dem Haus-
haltsjahr 2017 noch HH-Reste in Höhe von 15.000 Euro zur Verfügung, welche durch einen 
separaten Beschluss in das HH-Jahr 2018 übertragen werden müssen. Weitere Mittel wer-
den ggf. im Doppelhaushalt 2019/2020 bereitgestellt. 
 
Es liegt ein Schreiben der CDU Fraktion vom 14. Juni 2018 vor, in dem die CDU Fraktion 
vorschlägt, nicht jeden Kleinbaum (z.B. Frankfurter Straße) für jeweils 11 Euro zu erfassen, 
sondern nur Bäume, von denen eine potentielle Gefahr ausgehen kann, etwa Bäume ab 6 
Metern Gesamthöhe. 
 
Nach intensiver Diskussion werden folgende Beschlüsse insgesamt gefasst: 
 
Beschluss-Nr. 347/14-19:  
 
Beschluss 1 
Dem Stadtrat Unkel wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Die Erstellung eines Baumkatasters/incl. einer Erstkontrolle. Das auf das Verbandsgemein-
degebiet bezogene Angebot (11,31€ brutto pro Baum zuzüglich 5.115,81€ brutto) wird mit 
folgendem Schlüssel:  
Unkel 35%, Rheinbreitbach 35%, Erpel 20%, Bruchhausen 10% vorläufig aufgeteilt. Nach 
der Ersterfassung erfolgt auf Grundlage der Anzahl der Bäume auf Gemeinde-/Stadtebene 
eine genauere prozentuale Aufteilung. 
 
Beschluss 2 
In Ergänzung der Vorlage wird dem Stadtrat empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
Beim Baumkataster sollen nur die im Sinne der Verkehrssicherungspflicht relevanten 
Bäume / Gehölze erfasst werden. Die Allee an  der Kamener Straße ist beispielsweise nicht 
relevant.  
 
Beschluss 3 
Die  Firma Geoinform AG  wird in Verbindung  mit dem Baumpflege- und Sachverständi-
genbüro Gutbrod,  auf Grundlage des Geoinformationssystems Magellan/KomInfo-Baum, 
mit der Erstellung des Baumkatasters/incl. Erstkontrolle beauftragt.  
Angebotspreis: 5.115,81€ brutto zuzüglich 11,31€ brutto pro Baum. 
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Beschluss 4 
Dem Stadtrat Unkel wird die Übertragung der HH-Reste, gem. § 17 GemHVO, in Höhe von 
15.000 Euro vom HH-Jahr 2017 in das HH-Jahr 2018 empfohlen. 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
17 Ja-Stimmen 
Einstimmig 
 
 
 
TOP 6 Bauleitplanung der Stadt Unkel 

Antrag auf Bebauungsplanänderung 
"Wochenendplatz-Gut Haanhof"/1. Änderung 

 
 
Der Stadt Unkel liegt einen Antrag auf eine Erweiterung des „Wochenendplatzes-Gut Haan-
hof“ vor. Im April wurde vom Antragssteller der Antrag insoweit geändert, dass nunmehr nur 
noch die Flächen des Antragsstellers von der Änderung betroffen sind. 
 
Ziel der Bebauungsplanänderung ist eine  geringfügig Erweiterung des Sondergebietes in 
nördlicher Richtung, so dass eine bereits aufgeschüttete Fläche und ein bestehendes Wo-
chenendhaus im erweiterten Bebauungsplangebiet liegen. Das bestehende Wochenend-
haus wurde teils unmittelbar hinter der Grenze des derzeit gültigen Bebauungsplanes im 
Außenbereich auf der Aufschüttung gebaut. Der vordere Gebäudeteil befindet sich auf einer 
im Bebauungsplan ausgewiesenen Stellplatzfläche. 
 
Das gesamte Wochenendplatzareal gehört zwei unterschiedlichen Eigentümern. Die Eigen-
tumsverhältnisse im Bereich der Bebauungsplanänderung sind in der Anlage 4 ersichtlich 
 
Eine geringfügige Erweiterung des Sondergebietes in nördlicher Richtung ist städte-
baulich gut vertretbar, wobei die Fläche der gesamten Aufschüttung  im Geltungsbereich 
der Bebauungsplanänderung aufzunehmen ist.  Gleichzeitig müsste die im derzeitigen Be-
bauungsplan  ausgewiesene Stellplatzfläche verlagert werden. 
 
Da sich der Antrag nicht auf die gesamte bereits vorgenommene Aufschüttung bezieht, ist 
der derzeitige Antrag abzulehnen.  
 
Anzustreben ist eine Wochenendplatzerweiterung, die von beiden betroffenen  Eigentü-
mern getragen wird. 

 
Beschluss-Nr 348/14-19.:  
Dem Stadtrat wird empfohlen,  den Antrag auf  Bebauungsplanänderung/Erweiterung des 
„Wochenendplatzes-Gut Haanhof“ mit dem beantragten Geltungsbereich, der nicht die ge-
samte Aufschüttungsfläche beinhaltet, abzulehnen. 
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Abstimmungsergebnis: 
12 Ja-Stimmen 
1  Nein-Stimme 
3 Enthaltungen 
Mit Stimmenmehrheit 
 
Damit ist dem Anliegen „Gut Haanhof“ nicht entsprochen worden. 
 
 
 
An der Abstimmung nahmen nicht teil: 
Frau Dr. Gisela Born-Siebicke 
 
 
 
TOP 7 Bauanträge / Bauvoranfragen 

 
 
Insgesamt 15 Bauanträge / Bauvoranfragen sind in der Sitzung zu behandeln.  
 
 
 
TOP 7.1 
 
  

Bauanträge / Bauvoranfragen 

 
Bauantrag §34BauGB 
Gemarkung: Unkel 
Flur 8 
Flurstück Nr.: 0152/0009 
Lage des Baugrundstücks: In der Persch 3c – 3f 
Bauvorhaben: NÄ: Garagendach zu Dachterrasse im 1. OG, 
    Vordächer zu Balkonen im 2. OG 
   Dachterrasse im DG und Einbau von drei Fenstern 
 
 
Beschluss-Nr.: 349/14-19 
Das Einvernehmen nach §36 BauGB wird soweit erforderlich erteilt. Ein Bauantragsverfah-
ren wird durchgeführt  
 
Abstimmungsergebnis: 
16 Ja-Stimmen 
Einstimmig 
 
 
An der Abstimmung nahm nicht teil: 
Herr Wilfried Euskirchen 
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TOP 7.2 Bauanträge / Bauvoranfragen 

 
  
Bauantrag §34BauGB 
Gemarkung: Unkel 
Flur 4 
Flurstück Nr.: 0627/0002 
Lage des Baugrundstücks: Auf dem Rheinbüchel 21 
Bauvorhaben: Modernisierung eines bestehenden Einfamilienhauses 
    Veränderte Bauausführung 
 
 
 
Beschluss-Nr.: 350/14-19 
Das Einvernehmen nach §36 BauGB wird soweit erforderlich erteilt. Ein Bauantragsverfah-
ren wird durchgeführt. 
 
               
Abstimmungsergebnis: 
17 Ja-Stimmen 
einstimmig 
 
 
 
TOP  7.3 Bauanträge / Bauvoranfragen 

 
 
 
Bauantrag §30 BauGB 
Gemarkung: Heister 
Flur 5 
Flurstück Nr.: 0437/0000 
Lage des Baugrundstücks: Am Hohen Weg 19 
Bauvorhaben: Errichtung eines Unterstandes; 
    Umbauten in best. Lagerhalle 
 
 
Beschluss-Nr.: 351/14-19 
Das Einvernehmen nach §36 BauGB wird soweit erforderlich erteilt. Ein Bauantragsverfah-
ren wird durchgeführt. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
17 Ja-Stimmen 
Einstimmig 
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TOP 7.4 Bauanträge / Bauvoranfragen 

 
 
Bauantrag §35 BauGB 
Gemarkung: Unkel 
Flur 8 
Flurstück Nr.: 0188/0003 
Lage des Baugrundstücks: B 42 
Bauvorhaben: Errichtung einer beleuchteten Großflächentafel „City Star“ auf Mono-

fuß 
 
 
Beschluss-Nr.: 352/14-19 
Das Einvernehmen nach §36 BauGB wird soweit erforderlich nicht erteilt. Ein Bauantrags-
verfahren wird durchgeführt. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
17 Ja-Stimmen 
Einstimmig 
 
 
 
TOP 7.5 Bauanträge / Bauvoranfragen 

 
 
Bauantrag §34BauGB 
Gemarkung: Unkel 
Flur 2 
Flurstück Nr.: 01333/0005 
Lage des Baugrundstücks: Fritz-Henkel-Straße 10G 
Bauvorhaben: Neubau Mehrfamilienwohnhaus mit 8 WE und 12 Stellplätzen 
 
 
Beschluss-Nr.: 353/14-19 
 
Das Einvernehmen nach §36 BauGB wird soweit erforderlich erteilt. Ein Bauantragsverfah-
ren wird durchgeführt. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
17 Nein-Stimmen 
Einstimmig 
 
Damit wird das Einvernehmen nach § 36 BauGB soweit erforderlich nicht erteilt. 
 

 
 



4 
 

 
 
 

-28- 
 

TOP 7.6 Bauanträge / Bauvoranfragen 
 
 
Bauantrag §34BauGB 
Gemarkung: Unkel 
Flur 8 
Flurstück Nr.: 0043/0002. u.a. 
Lage des Baugrundstücks: Rabenhorststraße 1 
Bauvorhaben: Teilweise Sanierung Bunte-Keller 
 

 
Beschluss-Nr.: 354/14-19 
Das Einvernehmen nach §34 BauGB wird soweit erforderlich erteilt. Ein Bauantragsverfah-
ren wird durchgeführt. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
17 Ja-Stimmen 
Einstimmig 
 
 
 
 
TOP 7.7 Bauanträge / Bauvoranfragen 

 
 
 
Bauantrag §34BauGB 
Gemarkung: Scheuren 
Flur 5 
Flurstück Nr.: 0242/0005. 
Lage des Baugrundstücks: Am Schröterkreuz 
Bauvorhaben:   Bebauung eines Grundstücks mit 10 Garagen 
 
 
 
 
Beschluss-Nr.: 355/14-19 
Das Einvernehmen nach §36 BauGB wird soweit erforderlich erteilt.  
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
17 Ja-Stimmen 
Einstimmig 
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TOP 7.8 Bauanträge / Bauvoranfragen 

 
 
 
Bauvoranfrage §34BauGB 
Gemarkung: Unkel 
Flur 2 
Flurstück Nr.: 1332/0000 
Lage des Baugrundstücks: Siebengebirgsstraße 1 
Bauvorhaben: Umnutzung eines Gebäudes zu einem Gebäude mit 6 

Wohneinheiten 
 
 
 
Beschluss-Nr.: 356/14-19 
Das Einvernehmen nach §36 BauGB wird soweit erforderlich erteilt.  
 
 
Abstimmungsergebnis: 
16 Ja-Stimmen 
1 Nein-Stimme 
Mit Stimmenmehrheit 
 
 
 
 
TOP 7.9 Bauanträge / Bauvoranfragen 

 
 
 
Bauantrag §30BauGB 
Gemarkung: Heister 
Flur 6 
Flurstück Nr.: 0750/0000 
Lage des Baugrundstücks: Birkenweg 11a 
Bauvorhaben: Neubau eines Mehrfamilienhauses 
 
 
Beschluss-Nr.: 357/14-19 
Das Einvernehmen nach §36 BauGB wird soweit erforderlich erteilt.  
 
 
Beschluss-Nr.: 358/14-19 
Das Einvernehmen zu einer Ausnahme von den Festsetzungen des Bebauungsplanes Un-
kel-Süd ist zu erteilen. Positiver Baubescheid  
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Abstimmungsergebnis: 
3 Ja-Stimmen 
10 Nein-Stimmen 
2 Enthaltungen 
mit Stimmenmehrheit 
 
 
Damit wird das Einvernehmen nach §30 BauGB soweit erforderlich nicht erteilt. 
 
 
 
An der Abstimmung nahmen nicht teil: 
Herr Günter Küpper 
Frau Elke Schmid 
 
 
 
 
TOP 7.10 Bauanträge / Bauvoranfragen 

 
 
Bauantrag §30BauGB 
Gemarkung: Heister 
Flur 6 
Flurstück Nr.: 0770/0000 
Lage des Baugrundstücks: Erlenweg 1 
Bauvorhaben: Errichtung eines Wohnhauses mit Keller 
 
 
 
Der Vorsitzende verweist darauf, dass die im Bauantrag enthaltenen Begründungen nicht 
ausreichend seien. Die Verwaltung hatte bereits auf Nachforderungen bezüglich der Dar-
stellung der Gebäudeabgrabungen und fehlende Höhenangaben hingewiesen und festge-
stellt, dass der Bauantrag erst nach Eingang der Nachforderungen prüfbar sei. Demzufolge 
empfiehlt die Verwaltung, das Einvernehmen nach §36 BauGB soweit erforderlich wegen 
Fristgründen nicht zu erteilen. 
 
 
Beschluss-Nr.: 359/14-19 
Das Einvernehmen nach §36 BauGB wird – soweit erforderlich aufgrund von Fristgründen 
nicht erteilt. Ein Bauantragsverfahren wird durchgeführt.  
 
 
Abstimmungsergebnis: 
17 Ja-Stimmen 
Einstimmig 
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TOP 7.11 Bauanträge / Bauvoranfragen 

 
Bauantrag §30BauGB 
Gemarkung: Heister 
Flur 6 
Flurstück Nr.: 0770/0000 
Lage des Baugrundstücks: Erlenweg 1a 
Bauvorhaben: Errichtung eines Wohnhauses mit Keller 
 
 
Der Vorsitzende verweist darauf, dass die im Bauantrag enthaltenen Begründungen nicht 
ausreichend seien. Die Verwaltung hatte bereits auf Nachforderungen bezüglich der Dar-
stellung der Gebäudeabgrabungen und fehlende Höhenangaben hingewiesen und festge-
stellt, dass der Bauantrag erst nach Eingang der Nachforderungen prüfbar sei. Demzufolge 
empfiehlt die Verwaltung, das Einvernehmen nach §36 BauGB soweit erforderlich wegen 
Fristgründen nicht zu erteilen. 
 
 
Beschluss-Nr.: 360/14-19 
Das Einvernehmen nach §36 BauGB wird – soweit erforderlich aufgrund von Fristgründen 
nicht erteilt. Ein Bauantragsverfahren wird durchgeführt.  
 
 
Abstimmungsergebnis: 
17 Ja-Stimmen 
Einstimmig 
 
 

 
 
Bauvoranfrage  §34BauGB 
Gemarkung: Scheuren 
Flur 5 
Flurstück Nr.: 0384/0115 u.a. 
Lage des Baugrundstücks: Scheurener Straße 21a 
Bauvorhaben: Errichtung eines Wohnhauses 
 
 
 
Beschluss-Nr.: 361/14-19 
Das Einvernehmen nach §36 BauGB wird – soweit erforderlich nicht erteilt.  
 
 
Abstimmungsergebnis: 
17 Ja-Stimmen 
Einstimmig 
  

TOP 7.12 Bauanträge / Bauvoranfragen 
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TOP 7.13 Bauanträge / Bauvoranfragen 

 
 
Bauantrag §30BauGB 
Gemarkung: Unkel 
Flur 3 
Flurstück Nr.: 0071/0001 
Lage des Baugrundstücks: Frankfurter Straße 39-41 
Bauvorhaben: Wohngebäudesanierung mit Atelier und Anbau einer 2. 

Wohneinheit. 
 
 
Der Vorsitzende weist darauf hin, dass sich die Einvernahme nur auf die eingereichten und 
in  der Sitzungsvorlage enthaltenen bauplanungsrechtlichen Unterlagen bzw. Fragestellun-
gen beziehen. Die weiteren Details  wie die Stellungnahme des Denkmalschutzes könnten 
nachfolgend im Detail abgestimmt bzw. erörtert werden. Markisen- und Putzgestaltung  
müssten mit der Denkmalschutzbehörde und der Stadt Unkel noch abgestimmt werden. 
 
 
Beschluss-Nr.: 362/14-19 
Das Einvernehmen nach §36 BauGB wird – soweit erforderlich erteilt. Das Einvernehmen 
zu einer Befreiung bzw. Ausnahme von den Festsetzungen des Bebauungsplanes Unkel-
Mitte, Teil 3, wird erteilt. Die Sanierungsgenehmigung nach § 144 BauGB wird erteilt. Ein 
Bauantragsverfahren wird durchgeführt.  
 
 
Abstimmungsergebnis: 
16 Ja-Stimmen 
1 Nein-Stimme 
Mit Stimmenmehrheit 
 
 
TOP 7.14 Antrag auf wasserrechtliche Genehmigung/Beteiligung der Stadt 

Unkel 
 
 
Gemarkung: Unkel 
Flur 2 
Flurstück Nr.: 1297 
Lage des Baugrundstücks: Siebengebirgsstraße 7 
Bauvorhaben: Errichtung einer Garage im Überschwemmungsgebiet 
 
 
Eine nach §62 Landesbauordnung genehmigungsfreie Garage bedarf aufgrund des Über-
schwemmungsgebietes einer wasserrechtlichen Genehmigung. 
Die Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz bittet die Stadt Unkel um 
ihr Einvernehmen zu dem Antrag. 
Es sind keine Bedenken gegen die geplanten Vorhaben auszuführen.  
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Beschluss-Nr.: 363/14-19 
Das Einvernehmen wird erteilt. 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
16 Ja-Stimmen 
Einstimmig 
 
 
 
 
An der Abstimmung nahm nicht teil: 
Herr Gerhard Hausen 
 
 
 
 
TOP 7.15 Bauanträge / Bauvoranfragen 

 
 
 
Antrag auf wasserrechtliche Genehmigung  / Beteiligung der Stadt Unkel 
Gemarkung: Unkel 
Flur 2 
Flurstück Nr.: 1300/20 
Lage des Baugrundstücks: Fritz Henkel Str. 20 
Bauvorhaben: Errichtung einer Außenküche, eines Pools und eines 

Pooltechnikraumes 
 
 
 
Beschluss-Nr.: 364/14-19 
Das Einvernehmen wird erteilt. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
17 Ja-Stimmen 
Einstimmig 
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TOP 8 Mitteilungen und Anfragen 
 
 
Baumfällung Siebengebirgsstraße 
 
 
Der Vorsitzende erläutert, dass bei einer Baumkontrolle an der Lindenallee in der 
Siebengebirgsstraße festgestellt worden sei, dass eine der Linden aus Sicher-
heitsgründen gefällt werden müsse. Grund sei ein starker Pilzbefall („Lackpord-
ing“) gewesen. Dabei handele es sich um einen Schwächeparasiten, der im 
Stamm-, dem Stammfuß- und im Wurzelbereich eine intensive Weißfäule verur-
sache. 
 
Laut Gutachten sei die Linde bereits so stark geschädigt gewesen, dass Stand-
festigkeit und Bruchsicherheit nicht mehr gegeben gewesen seien. In Überein-
stimmung mit der Naturbehörde habe es keinen Ermessensspielraum gegeben, 
so dass die Linde am 16. Juni 2018 habe gefällt werden müssen. 
 
Herr Mußhoff fragt die Bedeutung der Nummerierung auf den übrigen Bäumen 
in der Ortslage an. 
 
Der Vorsitzende erklärt, dass es sich dabei lediglich um Hinweise handele, wel-
che Arbeiten wie etwa die Untersuchung nach eventuellen Totholzbeständen im 
Astwerk noch verrichtet werden müssten. 
 
Die weitere Nachfrage von Herrn Mußhoff, ob die Arbeiten damit abgeschlossen 
seien, bejaht der Vorsitzende. Herr Euskirchen fragt nach, ob es bereits Aussa-
gen über die Standsicherheit gebe, der Vorsitzende teilt mit, dass diese noch 
ausstehen würden. 
 
 
Städtebauförderungsprogramm ISEK – hier: Modernisierungsrichtlinie 
 
 
In der Sitzung des Stadtrats vom 08.05.2018 hatte Ratsmitglied Daniel Schmitz 
im Zusammenhang mit Städtebauförderungsprogramm ISEK Historische Alt-
stadt Unkel, Schwerpunkt «Förderungen von Privatinvestitionen bei Gewerbe- 
und Wohnimmobilien» angeregt, eine «Modernisierungsrichtlinie» zu erstellen. 
Dazu weist die Verwaltung darauf hin, dass die Modernisierungsrichtlinie Be-
standteil der Offenlage ist . 
 
 
Errichtung einer E-Bike-Station 
 
Herr Borgolte fragt die Entwicklung zur Errichtung einer E-Bike-Station auf dem 
Willy-Brandt-Platz an. Der Vorsitzende erklärt, dass es dazu keinen neuen Sach-
stand gebe. 
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Sitzungsvorlagen 
 
Herr Mußhoff äußert sein Bedauern darüber, dass die Sitzungsvorlagen als 
„Lose-Blatt-Sammlung“ versendet worden seien und wünscht sich, die Unterla-
gen künftig zu heften. 
 
 
 

 
TOP 9 Nichtöffentliche Sitzung: 

Mitteilungen und Anfragen 
 
 
 
  

 
 
 
Nachdem keine weiteren Meldungen und Anfrage vorliegen, schließt der Vorsitzende die 
Sitzung um 20:07 Uhr. 
 
 
 
 
 
 
 

   
Der Vorsitzende  Der Schriftführer 

 
 


